
PARLAMENT / RAT 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
12. Juli 1988 * 

In der Rechtssache 377/87 

Europäisches Parlament, vertreten durch seinen Rechtsberater Francesco Pasetti 
Bombardella und Christian Pennera, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigte; Zu­
stellungsanschrift: Generalsekretariat des Parlaments, Luxemburg-Kirchberg, 

Kläger, 

gegen 

Rat der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Arthur Alan Dashwood 
und Félix van Craeyenest, Direktor bzw. Hauptverwaltungsrat im Juristischen 
Dienst des Rates, als Bevollmächtigte; Zustellungsbevollmächtigter in Luxemburg: 
J. Käser, Leiter der Direktion für Rechtsfragen der Europäischen Investitionsbank, 
100, boulevard Konrad-Adenauer, 

Beklagter, 

wegen Feststellung, daß der Rat der Europäischen Gemeinschaften es unterlassen 
hat, dem Europäischen Parlament gemäß Artikel 203 Absatz 4 EWG-Vertrag spä­
testens am 5. Oktober 1987 den Entwurf eines Gesamthaushaltsplans der Gemein­
schaften für das Rechnungsjahr 1988 zuzuleiten, den er entsprechend dem EWG-
Vertrag, insbesondere dessen Artikel 199, aufzustellen hatte, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Kammerpräsidenten 
G. Bosco, O. Due, J. C. Moitinho de Almeida und G. C. Rodríguez Iglesias, 
der Richter T. Koopmans, U. Everling, K. Bahlmann, Y. Galmot, C. Kakouris, 
R. Joliét, T. F. O'Higgins und F. Schockweiler, 

Generalanwalt: J. Mischo 
Kanzler: H. A. Rühl, Hauptverwaltungsrat 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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aufgrund des Sitzungsberichts und der mündlichen Verhandlung vom 28. April 
1988, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 26. Mai 
1988, 

folgendes 

Urteil 

1 Das Europäische Parlament hat mit Klageschrift, die am 18. Dezember 1987 bei 
der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 175 Absatz 1 EWG-
Vertrag Klage gegen den Rat erhoben und die Feststellung beantragt, daß dieser 
es unter Verletzung von Artikel 203 Absatz 4 EWG-Vertrag unterlassen hat, dem 
Europäischen Parlament spätestens am 5. Oktober 1987 den Entwurf eines Ge­
samthaushaltsplans der Gemeinschaften für das Haushaltsjahr 1988 zuzuleiten, den 
er entsprechend dem EWG-Vertrag, insbesondere dessen Artikel 199, aufzustellen 
hatte. 

2 Im Laufe des Verfahrens vor dem Gerichtshof hat das Europäische Parlament 
klargestellt, daß die Unterlassung, die es dem Rat vorwirft, darin besteht, daß die­
ser ihm den Entwurf des Haushaltsplans für 1988 nicht spätestens am 5. Oktober 
1987 zugeleitet hat. 

3 Wegen des rechtlichen Rahmens, der Vorgeschichte des Rechtsstreits und des Par­
teivorbringens wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt ist im fol­
genden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 

4 Der Rat bestreitet die Zulässigkeit der Klage mit der Begründung, der Entwurf des 
Haushaltsplans sei keine abschließende Handlung, auf deren Unterbleiben eine 
Untätigkeitsklage gestützt werden könne. Im Rahmen des Haushaltsverfahrens 
seien alle Maßnahmen, die der endgültigen Feststellung des Haushaltsplans vor­
ausgingen, vorbereitender Natur. 
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5 Vor einer Prüfung dieser Unzulässigkeitseinrede ist von Amts wegen zu untersu­
chen, ob der Rechtsstreit nicht angesichts der besonderen Umstände des vorliegen­
den Falls in der Hauptsache erledigt ist. 

6 Folgende Tatsachen stehen fest: 

— Am 6. Oktober 1987 war der Entwurf des Haushaltsplans für 1988 dem Euro­
päischen Parlament noch nicht zugeleitet worden. 

— Am gleichen Tag teilte der Präsident des Rates dem Präsidenten des Europäi­
schen Parlaments mit, daß es dem Rat nicht gelungen sei, den Termin des 
5. Oktober 1987 für die Zuleitung des Entwurfs des Haushaltsplans für 1988 
an das Parlament einzuhalten. 

— Mit Schreiben vom 7. Oktober 1987 forderte der Präsident des Europäischen 
Parlaments den Rat gemäß Artikel 175 EWG-Vertrag auf, „unverzüglich den 
Entwurf des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 1988 aufzustellen". 

— Mit Schreiben vom gleichen Tag forderte der Präsident der Kommission den 
Rat gemäß Artikel 175 EWG-Vertrag auf, „so schnell wie möglich einen Ent­
wurf (des Haushaltsplans) aufzustellen, der den Finanzbedarf der Gemein­
schaft für 1988 abdeckt". 

— Der Rat hat zu diesen beiden Aufforderungen, tätig zu werden, nicht im Sinne 
von Artikel 175 Stellung genommen. 

— Dem Europäischen Parlament wurde der vom Rat aufgestellte Entwurf des 
Haushaltsplans für 1988 erst am 7. März 1988 zugeleitet. 

7 Zu dem Zeitpunkt, zu dem der Präsident des Europäischen Parlaments und der 
Präsident der Kommission den Rat aufforderten, tätig zu werden, war dieser nicht 
mehr in der Lage, die Frist des Artikels 203 Absatz 4 EWG-Vertrag einzuhalten, 
da diese bereits abgelaufen war. Beide Präsidenten waren sich dessen bewußt, da 
sie den Rat nicht aufgefordert haben, die Frist zu beachten, was nicht mehr mög­
lich war, sondern „unverzüglich" oder „so schnell wie möglich" den Entwurf des 
Haushaltsplans aufzustellen. Dieser Entwurf wurde tatsächlich aufgestellt und dem 
Parlament zugeleitet, aber zu einem Zeitpunkt, zu dem die mit der Aufforderung, 
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tätig zu werden, beginnende Zweimonatsfrist des Artikels 175 Absatz 2 bereits ab­
gelaufen war. Tatsächlich lag dieser Zeitpunkt später als die Erhebung der beiden 
Klagen. 

8 Nach Artikel 175 EWG-Vertrag ist die Untätigkeitsklage nur zulässig, wenn das 
betroffene Organ zuvor aufgefordert wurde, tätig zu werden, und wenn es nicht 
innerhalb der genannten Zweimonatsfrist Stellung genommen hat. Somit kann die 
Untätigkeitsklage nicht erhoben werden, wenn die Handlung, deren Nichtvor­
nahme Gegenstand der Aufforderung war, tätig zu werden, innerhalb von zwei 
Monaten vorgenommen wurde, da die Untätigkeit hierdurch ihr Ende gefunden 
hat. 

9 Die in Artikel 175 eröffnete Klagemöglichkeit beruht somit auf der Vorstellung, 
daß die rechtswidrige Untätigkeit des Rates oder der Kommission den anderen 
Organen und den Mitgliedstaaten sowie in bestimmten Fällen einzelnen die Befas-
sung des Gerichtshofes ermöglicht, um dessen Feststellung zu erwirken, daß die 
Unterlassung — soweit das betroffene Organ sie nicht abgestellt hat — gegen den 
EWG-Vertrag verstößt. Diese Feststellung hat nach Artikel 176 zur Folge, daß das 
beklagte Organ die sich aus dem Urteil des Gerichtshofes ergebenden Maßnahmen 
zu treffen hat; daneben kann sie zu Klagen aus außervertraglicher Haftung Anlaß 
geben. 

10 In einem Fall wie dem hier vorliegenden, in dem die Handlung, deren Unterlas­
sung Gegenstand des Rechtsstreits ist, nach Klageerhebung, aber vor Verkündung 
des Urteils vorgenommen wurde, könnte eine die Rechtswidrigkeit'der ursprüngli­
chen Unterlassung feststellende Entscheidung des Gerichtshofes die in Artikel 176 
bezeichneten Rechtsfolgen nicht mehr auslösen. In einem solchen Fall ist der 
Rechtsstreit daher ebenso wie in dem Fall gegenstandslos geworden, in dem das 
beklagte Organ der Aufforderung, tätig zu werden, innerhalb der Zweimonatsfrist 
entsprochen hat. 

11 Es ist daher festzustellen, daß der Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt ist. 

Kosten 

12 Gemäß Artikel 69 § 5 Verfahrensordnung entscheidet der Gerichtshof, wenn er 
die Hauptsache für erledigt erklärt, über die Kosten nach freiem Ermessen. Vorlie­
gend sind die Kosten dem Rat aufzuerlegen, da dieser weder dem Europäischen 
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Parlament den Entwurf des Haushaltsplans für 1988 innerhalb der vom EWG-Ver­
trag vorgeschriebenen Frist vorgelegt noch mit diesem Organ vor Fristablauf Füh­
lung aufgenommen hat, um ihm Zusicherungen hinsichtlich des vorgesehenen Zeit­
plans zu geben oder mit ihm in ein Gespräch über das in einem solchen Fall einzu­
schlagende Verfahren einzutreten. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Der Rechtsstreit ist in der Hauptsache erledigt. 

2) Der Rat trägt die Kosten des Verfahrens. 

Mackenzie Stuart Bosco Due Mortinho de Almeida 

Rodríguez Iglesias Koopmans Everling Bahlmann 

Galmot Kakouris Joliét O'Higgins Schockweiler 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Juli 1988. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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